
Klimagerechtigkeit: Wie Klimawandelkonflikte  
zunehmend vor Gericht ausgefochten werden

Gegen den Klimawandel und seine Verursacher kommen verschiedenste Strategien zum Einsatz: Von der Demo bis hin zu gerichtlichen Klagen.

VON TESSA KHAN

Trotz eindeutiger Warnsignale hinken die Regierungen gefährlich weit mit den für das Ziel nötigen Maßnahmen hinter-

her, den globalen Temperaturanstieg unter 2°C zu halten und weitere Anstrengungen zu unternehmen, den Tempe-

raturanstieg auf 1,5°C über dem vorindustriellen Niveau zu beschränken. Die vorliegenden Reduktionszusagen der 

Regierungen ergeben einen rechnerischen Anstieg der Durchschnittstemperaturen von 3,2°C. Dies wäre ein Wandel 

hin zu einer katastrophalen neuen Realität die für die ärmsten und marginalisiertesten Länder, Gemeinschaften und 

Individuen. 

Weder die Agenda 2030 noch das Pariser Abkommen haben wirksame Mechanismen geschaffen, um Regierungen zur 

Rechenschaft zu ziehen, wenn sie gegen ihre Verpflichtungen verstoßen. Trotzdem bzw. gerade deshalb verfolgen 

mehr und mehr zivilgesellschaftliche Gruppen eine neue Strategie im Kampf für mehr Klimagerechtigkeit: Klagen 

gegen unzulängliche Klimaschutzpläne von Regierungen.
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Es ist schwierig, die Gefahr durch den Klimawandel 

für nachhaltige Entwicklung, Gleichberechtigung 

und die Wahrung der Menschenrechte zu über­

treiben. Steigende globale Temperaturen haben 

bereits jetzt zum unwiederbringlichen Verlust natür­

licher Ressourcen beigetragen, auf die Millionen 

von Menschen für ihre Ernährungssicherheit, 

ihren Lebensunterhalt und ihr Wohlergehen an­

gewiesen sind. Sie haben schwere Dürren, Über­

schwemmungen, Waldbrände und Superstürme 

hervorgerufen. Der Klimawandel intensivierte 

die Stärke des Taifuns Haiyan. Er gilt als einer der 

stärksten Stürme in der Geschichte und hat auf 

den Philippinen rund 7.000 Menschen das Leben 

gekostet und mehr als eine Millionen Häuser be­

schädigt oder vollständig zerstört. Erwartungen 

zufolge, wird der Klimawandel ebenfalls zu einer 

Intensivierung weiterer Risiken führen, wie zum 

Beispiel erhöhte Bedrohungen durch vektorüber­

tragene1 Krankheiten und tiefgreifenden Stress für 

kritische Infrastrukturen. 

Im Jahr 2015 verpflichteten sich die Regierungen 

mit SDG 13 und dem Übereinkommen von Paris, 

„umgehend Maßnahmen zur Bekämpfung des 

Klimawandels und seiner Auswirkungen zu er­

greifen“. In den zwei Jahren nach Verabschiedung 

dieser Abkommen erlebte die Welt die bislang 

höchsten jemals gemessenen Temperaturen2 und 

extreme Wetterereignisse verwüsteten weltweit 

Regionen, wie zum Beispiel die verheerenden 

Hurrikane Irma und Maria in der Karibik und die 

tödlichen Überschwemmungen über dem indischen 

Subkontinent.3

Trotz dieser Warnsignale hinken die Regierungen 

gefährlich weit mit den für das Ziel nötigen 

Maßnahmen hinterher, den Temperaturanstieg 

global deutlich unter 2°C zu halten und 

weitere Anstrengungen zu unternehmen, den 

Temperaturanstieg auf 1,5°C über dem vor­

industriellen Niveau zu beschränken. Die vor­

liegenden Reduktionszusagen der Regierungen 

1	� Das sind Krankheiten, die über bspw. Mücken oder andere 
„Vektoren“ übertragen werden; Anm. d. Red.

2	 NASA (2017).
3	 King (2017).

ergeben einen rechnerischen Anstieg der 

Durchschnittstemperaturen von 3,2°C.4 Dies wäre 

ein Wandel hin zu einer katastrophalen neuen 

Realität die für die ärmsten und marginalisiertesten 

Länder, Gemeinschaften und Individuen. Darüber 

hinaus schaffen weder die Agenda 2030 noch das 

Pariser Abkommen wirksame Mechanismen, um 

Regierungen zur Rechenschaft zu ziehen, wenn sie 

gegen ihre Verpflichtungen verstoßen. 

Ein neuer Ansatz

Die enorme Differenz zwischen den Zusagen, 

die die Regierungen im Zusammenhang mit den 

Klimaschutzabkommen gemacht haben, und ihren 

bisherigen Maßnahmen hat zu einem neuen Ansatz 

geführt, sie zur Rechenschaft zu ziehen: Klagen auf 

nationaler Ebene. Gerichtsurteile, die sicherstellen 

sollen, dass Regierungen den Klimawandel in ihre 

Entscheidungsprozesse mit einbeziehen – bspw. 

bei der Genehmigung von Energieinfrastrukturen 

– sind nicht neu: Laut einer Umfrage wurden bis 

2017 fast 900 Klagen eingereicht, die im weitesten 

Sinn mit dem Klimawandel zu tun hatten.5 In den 

letzten Jahren kommt es aber vermehrt zu Klagen, 

die sich auf systematische Klimaschutz- bzw. 

Anpassungspläne von Regierungen beziehen. 

Zu den erfolgreichsten dieser Fälle gehört eine gegen 

die Regierung der Niederlande im Jahr 2015.6 Das 

Verfahren, das von einer niederländischen NGO, 

der Urgenda Foundation, und 900 individuellen 

Kläger*innen eingebracht wurde, veranlasste das 

Den Haager Amtsgericht dazu, die Regierung dazu zu 

verpflichten, ihre Treibhausgasemissionen bis zum 

Jahr 2020 um 25 Prozent gegenüber dem Stand von 

1990 zu reduzieren. Die Richter in dem Fall beriefen 

sich auf die wissenschaftlichen Erkenntnisse des 

Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC), 

internationale politische Verpflichtungen sowie 

Prinzipien des internationalen Rechts und des nieder­

ländischen Zivilrechts. Sie folgerten, die nieder­

ländische Regierung handle in ihrer Klimapolitik 

grob fahrlässig. Das Urteil und die es begleitende 

4	 Siehe http://climateactiontracker.org.  
5	 UNEP (2017). 
6	 www.urgenda.nl/en/themas/climate-case/
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Kampagne haben die Gestaltung der Klimapolitik in 

den Niederlanden dahingehend verändert, dass eine 

neue Mitte-Rechts-Koalition gezwungen war, eines 

der ambitioniertesten Klimaschutzpakete in der EU 

zu verabschieden.

Wenige Monate nach dem Urgenda Fall war ein 

pakistanischer Landwirt vor dem obersten Gericht 

von Lahore erfolgreich mit seiner Klage dagegen, 

dass die pakistanische Regierung nicht genug 

unternehme, um die lokalen Auswirkungen des 

Klimawandels zu begrenzen bzw. und sich an sie an­

zupassen. Damit werde die Lebensmittel-, Wasser- 

und Energiesicherheit des Landes bedroht.7 Das 

Gericht stimmte der Argumentation des Klägers 

zu und ordnete an, die Regierung müsse ihren 

nationalen Klimaschutzplan vollständig umsetzen. 

Das Gericht berief weiterhin eine Climate Change 

Commission ein, um die Fortschritte der Regierung zu 

überwachen. 

Seit 2015 kommt es immer wieder zu Prozessen 

gegen als unzureichend wahrgenommene 

Klimaschutzmaßnahmen bzw. -programme von 

Regierungen. Klagen gab bzw. gibt es in Belgien, der 

Schweiz, Neuseeland, dem Vereinigten Königreich, 

Norwegen, Indien, Kolumbien und den USA. Die 

rechtliche Argumentation in diesen Verfahren 

sind in einer Reihe von Prinzipien des Menschen-, 

Verfassungs-, Umwelt-, Zivil- und Verwaltungsrechts 

verankert. In den USA verklagen beispielsweise 

21 Jugendliche die Regierung, weil die Politik 

der Bundesregierung das Klima gefährdet und 

ihr Recht auf Leben, Freiheit und Eigentum ver­

letze.8 Zehn Familien aus Deutschland, Portugal, 

Frankreich, Italien, Rumänien, Kenia, Fidschi sowie 

der samische Jugendverband Sáminuorra wollen vor 

dem Gerichtshof der Europäischen Union den Schutz 

ihrer Grundrechte angesichts des Klimawandels und 

seiner bedrohlichen Folgen durchsetzen. Sie werfen 

dem Europäischen Gesetzgeber vor, durch die zu 

schwachen Klimaziele bis 2030 ihre Grundrechte zu 

verletzen. Ihre Gesundheit, Eigentum, Lebens-

7	� Ashgar Leghari v Federation of Pakistan, 4 September 2015 
(WP No. 25501/2015, High Court of Lahore).

8	� Juliana et al. v USA et al, US District Court for the District of Oregon 
Case No. 6:15-cv-01517-TC.

grundlagen und (traditionellen) Berufe sowie 

Bildungschancen sind vom Klimawandel betroffen.9

Gerichtsverfahren werden zunehmend auch 

als Instrument genutzt, um Akteure des 

Privatsektors – insbesondere der fossilen 

Energiewirtschaft – für ihre Rolle in der Klimakrise 

zur Rechenschaft zu ziehen. Die philippinische 

Menschenrechtskommission untersucht auf 

Veranlassung philippinischer Bürger*innen und 

internationaler NGO derzeit die Verantwortung 

von 50 fossilen Brennstoffunternehmen, darunter 

Chevron, ExxonMobil und Rio Tinto, hinsicht­

lich ihres Beitrags zu den Auswirkungen des 

Klimawandels auf die Menschenrechte.10 Vor 

dem Oberlandesgericht Hamm klagt Saúl Luciano 

Lliuya gegen den Energieversorger RWE. Er 

argumentiert, RWE emittiere Treibhausgase, die in 

den peruanischen Anden zu einer Gletscherschmelze 

geführt hätten und folglich das Haus und den 

Lebensunterhalt des Landwirts bedrohen.11 Mehr 

als ein Dutzend US-amerikanische Landkreise 

und Städte verklagen sogenannte „Carbon Majors“ 

(Unternehmen, die zusammen etwa zwei Drittel 

der kumulativen globalen Kohlenstoffemissionen 

zwischen 1854 und 2010 verursacht haben) auf die 

Kosten, die mit der Anpassung an den Klimawandel 

verbunden sind. Dazu gehören auch Folgekosten, die 

durch den steigenden Meeresspiegel und Schäden 

durch extreme Stürme bedingt sind.12

Die Zahl der Fälle, in denen politische Verantwortung 

und die Rechenschaftspflicht von Unternehmen ein­

gefordert wird, die wissentlich zur Klimakrise bei­

tragen, wird in den kommenden Jahren weiter­

wachsen. Jedes Jahr werden die Auswirkungen 

des Klimawandels stärker und akuter spürbar. 

Gleichzeitig wird auch unsere Fähigkeit, dem 

anthropogenen Klimawandel spezifische Ereignisse 

und Auswirkungen zuzuordnen, immer ausgefeilter. 

Diese Entwicklungen, zusammen mit der wachsenden 

Ungeduld der Öffentlichkeit hinsichtlich der Kluft 

9	 Vgl. https://peoplesclimatecase.caneurope.org/de/.
10	� www.greenpeace.org/seasia/ph/press/releases/Landmark-human-

rights-hearings-against-fossil-fuel-companies-begin-in-the-
Philippines/ 

11	 https://germanwatch.org/de/der-fall-huaraz
12	 Heede (2014). 
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VON ANNA SCHÜLER

Box 3
Wettlauf gegen die Zeit – Ahoi Kohleausstieg!

Am 7. Juni setzte die 

Bundesregierung die sogenannte 

Kohlekommission ein, ein 

Gremium, das für Deutschland 

den Ausstieg aus der Kohle 

skizzieren und Vorschläge 

für den Strukturwandel und 

seine Umsetzung in den be­

troffenen Regionen liefern soll. 

Der Ausstieg aus dieser klima­

schädlichsten Art, Strom und 

Wärme zu erzeugen, gilt seit 

langem als einer der zentralen 

Schritte hin zu einer global ge­

rechten Klimaschutzpolitik und 

der sogenannten Energiewende. 

Wir brauchen dringend einen 

gerechten Beitrag derjenigen 

Staaten und Regionen, die am 

stärksten für die gegenwärtige 

Klimakrise verantwortlich sind 

und waren. Ohne eine global ge­

dachte, gerechte Klima- und 

Ressourcenpolitik sprengen wir 

die planetaren Grenzen. 

Klar ist jedoch auch, dass der 

Kohleausstieg für Deutschland 

zu langsam bzw. zu spät kommen 

könnte: Um die Pariser Klimaziele 

bis 2020, also eine CO2-Reduktion 

um 40 Prozent, zu erreichen, 

müssten große Kohle-Kapazitäten 

bis dahin abgeschaltet werden. 

Ein bundesweiter Kohleausstieg 

müsste bereits 2025 erfolgen. 

Doch bislang halten vor allem 

Kohlekonzerne, Investoren und 

die Tagebauregionen eisern an der 

Kohle fest und verweigern ein be­

herztes und dringend notwendiges 

Agieren in Richtung Klimaschutz.

In Berlin ist man einen kleinen 

Schritt weiter: Der Rot-Rot-

Grüne Senat hat sich zu einem 

Kohleausstieg „bis spätestens 

2030“ verpflichtet. Bis dahin 

müssen also die verbleibenden 

Steinkohlekraftwerke in der Stadt 

abgeschaltet und ihre Kapazitäten 

ersetzt werden. Gleichzeitig 

müssen die Erneuerbaren für die 

Dekarbonisierung der Strom- und 

Wärmeerzeugung weiter aus­

gebaut werden – schließlich will 

Berlin bis 2050 CO2-neutral sein. 

So weit, so gut. Doch auch im ver­

meintlich fortschrittlichen Berlin 

käme ein Kohleausstieg im Jahr 

2030 für den Planeten viel zu spät. 

Natürlich ist die für Berlin ver­

bindliche Festschreibung des 

Ausstiegs aus der Kohle positiv. 

Dennoch braucht es, wie in den 

betroffenen Regionen oder in 

der Bundespolitik, auch hier 

starke Stimmen, die Politik und 

Energieversorger immer wieder 

auf zügiges Handeln hinweisen. 

Eine dieser Stimmen ist das 

Bündnis Kohleausstieg Berlin. 

Die aktiven Klima-, Umwelt- und 

Divestmentgruppen sind bei uns 

engagiert. 

Wir vernetzen uns vor allem lokal, 

aktivieren die Stadtgesellschaft 

und versuchen, Druck auf Politik 

und Energieversorger auszu­

üben. Dabei ziehen wir rote Linien 

und Menschenketten vor den 

Kohlekraftwerken in der Stadt, 

organisieren gemeinsam mit dem 

Floßkollektiven einmal im Jahr 

eine große Bootsdemo auf der 

Spree vor einem der Kraftwerke 

und sorgen dafür, dass sich die 

Stadtbewohner*innen lokal 

direkt gegen die Feinstaub- und 

Stickstoffschleudern in ihren 

Kiezen engagieren. Denn die 

lokale Kohleverbrennung birgt 

weitaus größere Gefahren für die 

Gesundheit der Menschen als bis­

lang angenommen. 

Außerdem weisen wir die Berliner 

Politik immer wieder darauf hin, 

dass sie ambitionierter sein und 

das Gemeinwohl nicht wirtschaft­

lichen Partikularinteressen unter­

ordnen darf. Natürlich wurzelt 

unser lokales Handeln auch in der 

Überzeugung, dass die Klimakrise 

als globales Thema gedacht 

werden muss. Die Kohlenutzung 

hat direkte Auswirkungen 

auf die Lebensgrundlagen der 

Menschen innerhalb Deutschlands 

und Europas, v.a. aber außer­

halb unseres Kontinents und 

im globalen Süden. Zudem darf 

der Abbau der Kohle, wie zum 

Beispiel in Russland, nicht mit 
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zwischen Worten und Taten von Politiker*innen 

und Unternehmensführer*innen, machen 

Gerichtsverfahren zu einem immer wirksameren 

Instrument, um Maßnahmen gegen den Klimawandel 

zu erzwingen. 
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Menschenrechtsverletzungen und 

Repression einhergehen. Deshalb 

verknüpfen wir unseren lokalen 

Einsatz gegen die Kohle im Kiez 

mit den Kämpfen der betroffenen 

Menschen weltweit und in den 

Abbauländern.

Weitere Informationen  

und Kontakt unter

info@kohleausstieg-berlin.de

twitter.com/kohleausstieg_b

facebook.com/kohleausstiegberlin
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